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Der Bürgermeister Soltau, den 13.08.2026
Fachgruppe 61 Bearbeiterin: Frau Prüser
 

 
 
Vorlage Nr.: BV/068/2026
öffentlich

 

Beratungsfolge  Sitzungstermin TOP Status

Abstimmungs-
ergebnis

Ja Nein Enth.

Bauausschuss Vorberatung 27.08.2026  Ö    

Verwaltungsausschuss Vorberatung 01.09.2026  N    

Rat Entscheidung 08.09.2026  Ö    

 
 
Satzung gemäß § 25 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 des Baugesetzbuches über ein 
besonderes Vorkaufsrecht für Grundstücke in der Stadt Soltau im Bereich des 
in Aufstellung befindlichen Bebauungsplanes Nr. 134 "Walsroder Straße 
zwischen Rühberg und Tetendorfer Straße"
 
Anlage: Entwurf der Satzung über ein besonderes Vorkaufsrecht
 
Bezug: Vorlage BV/100/2025
 
 
1. Sachverhalt und Rechtslage:

Der Verwaltungsausschuss der Stadt Soltau hat in seiner Sitzung am 12.02.2026 die 
Aufstellung eines Bebauungsplanes für den Bereich der geplanten Bahnunterführung
an der Walsroder Straße beschlossen. Ziel des Bebauungsplanes ist die Schaffung 
der planerischen Voraussetzungen für die Herstellung einer Bahnunterführung unter 
Berücksichtigung der Kraftfahrzeug-, Rad-, Fußgänger- und Anliegerverkehre.
 
Die frühzeitige Beteiligung zu dem Vorentwurf dieses Bebauungsplanes Nr. 134 
„Walsroder Straße zwischen Rühberg und Tetendorfer Straße“ hat in der 
Zwischenzeit bereits stattgefunden. Aktuell wird die Planung unter Berücksichtigung 
der eingegangenen Stellungnahmen präzisiert. 
 
Zur Sicherung der Planungsziele des oben genannten in Aufstellung befindlichen 
Bebauungsplanes soll eine Veränderungssperre in diesem Bereich als Satzung 
beschlossen werden. 
 
Außerdem soll - ebenfalls zur Verwirklichung der beschriebenen 
Planungsvorstellungen - eine Satzung über ein besonderes Vorkaufsrecht an den 
Grundstücken gemäß § 25 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 des Baugesetzbuches (BauGB) in 
Verbindung mit § 10 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes 
(NKomVG) für den gleichen Bereich aufgestellt werden. Dies schafft die Möglichkeit 
zur Ausübung des besonderen Vorkaufsrechtes §§ 25 ff. BauGB, welches unter 
anderem auch die Ausübung des Vorkaufsrechtes zu Gunsten eines öffentlichen 
Bedarfs- oder Erschließungsträgers einschließt.
 
Für die Beschlussfassung ist gemäß § 58 Abs. 1 Nr. 5 NKomVG der Rat zuständig.
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2. Beschlussvorschlag:

Der Rat beschließt die der Vorlage beigefügte Satzung gemäß § 25 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 
des Baugesetzbuches über ein besonderes Vorkaufsrecht für die Grundstücke im 
Geltungsbereich des in Aufstellung befindlichen Bebauungsplanes Nr. 134 
„Walsroder Straße zwischen Rühberg und Tetendorfer Straße“.
 
 

 




